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gestellt wird (hier: W erbung für eine K apitalanlage mit Fest­
zins Plus)

Zu den A nforderungen an die Sittenw idrigkeit eines struk­
turierten Darlehensvertrags; zu den Aufklärungspflichten 
der Bank aufgrund eines Finanzierungsberatungsvertrags 
bei Empfehlung eines im Hinblick auf die Verzinsung w ech­
selkursbasierten  D arlehensvertrags; zum  Schadensersatz 
bei einer Verletzung der Aufklärungspflicht

Zu W ettbew erbsverstößen bei Internet-V erm ittlung von 
V ersicherungsverträgen; B ehandlung und Inhalt von Bera­
tungspflichten bei Fernabsatzverträgen sowie der B edeu­
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Grundsätzhch keine Aktivierung einer bestrittenen, gericht­
lich durchzusetzenden Forderüng in einer Ü berschuldungs­
bilanz; Zahlung im Sinne von § 64 Satz 1 GmbHG grund­
sätzhch auch bei Zahlung der Umsatzsteuer; bloße Aussicht 
auf mögliche E rstattung durch das Finanzam t keine privi­
legierte G egenleistung nach § 64 Satz 2 GmbHG

Zur Erm ittlung der Beschwer des Klägers, w enn einer von 
m ehreren K lageanträgen (Zustimmung zur Löschung von 
Sicherungshypotheken) durch Teüurteil abgew iesen wird 
und  der Kläger mit der B erufungseinlegung insoweit die 
(Teil-)Erledigung erklärt
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